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Abstract 

Die Automobilwirtschaft leidet unter einer Vielzahl an Abgaben und Steuern. Der gesamte Sektor wird 

jährlich mit über 12,7 Milliarden Franken belastet. Die Automobilbranche kommt damit auf einen 

Kostendeckungsgrad von über 156 Prozent. Der grösste Hebel zur Entlastung wäre die Abschaffung der 

Automobilsteuer. Dieser faktische Zoll ist äusserst marktverzerrend und kaum verursachergerecht. Es 

ist angezeigt, dem Wildwuchs an Steuern und der Höhe der Gesamtabgaben entgegenzuwirken sowie 

die Automobilsteuer abzuschaffen. 
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1. Einleitung 

Die knappe Ablehnung der Engpassbeseitigung (STEP-Vorlage) Ende November 2024 hat einen 

dringend benötigten Infrastrukturausbau weit zurückgeworfen. Die Gründe dafür mögen vielfältig 

sein. Eine Vermischung von Infrastruktur- und Einwanderungsthemen führten im rechten Lager zu 

Unmut, währenddem in linken Kreisen die Transformation hin zur Elektromobilität und künftigen 

Netto-Null-Emissionen des Strassenverkehrs verkannt wurde. Fest steht, dass durch das Volks-Nein der 

Investitionsbedarf für den Strassenverkehr mittelfristig wesentlich zurückgeht oder zeitlich versetzt 

erfolgen wird. Eine Anpassung an diesen Minderbedarf bedarf einer Analyse über die Zahlungsströme, 

die vom Individualverkehr in die Staatskasse fliessen. 

Denn der Strassenverkehr untersteht in seiner Gesamtheit einer Vielzahl an Steuern und Abgaben. Die 

Schweizer Automobilistinnen und Automobilisten tragen erheblich zur Finanzierung der öffentlichen 

Hand bei. So ist der Strassenverkehr nicht nur vollständig kostentragend, sondern wird zusätzlich für 

die allgemeinen Staatsausgaben belangt. Folgend wird die Gesamtheit und Höhe dieser 

Zahlungsströme analysiert und kommentiert. 

2. Steuern und Abgaben auf den Individualverkehr 

Abbildung 1: Steuerlast und Abgabenströme 

 

 

Zölle resp. Automobilsteuer (530 Mio. Fr.) 
Zu Beginn des Jahres 2024 trat die Aufhebung 

sämtlicher Industriezölle in Kraft (SECO, 2023). 

Nur die Automobilsteuer ging dabei vergessen. 

So wird nach wie vor ein 4-Prozent-Zoll auf die 

Einfuhr von Fahrzeugen erhoben. Jüngst 

wurden die Steuern sogar auf Elektrofahrzeuge 

ausgeweitet; statt wie andere Industriezölle 

gänzlich abzuschaffen. Insgesamt werden so 

530 Millionen Franken auf den Autoimport 

erhoben, die zweckgebunden in den 

Nationalstrassen- und Agglomerations-

verkehrs-Fonds (NAF) einfliessen (ASTRA, 

2024). 

 

 

 

https://strasseschweiz.ch/step-ausbauschritt-2023/
https://www.uvek.admin.ch/uvek/de/home/verkehr/investitionen/naf.html#:~:text=Der%20Nationalstrassen%2D%20und%20Agglomerationsverkehrs%2DFonds,und%20grosse%20Projekte%20des%20Agglomerationsverkehrs.
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Mehrwertsteuer (3,3 Mrd. Fr.) 
Als drittgrösste Importbranche und wichtige 

Zuliefererindustrie liefert die 

Automobilwirtschaft einen wesentlichen 

Beitrag zu den Mehrwertsteuereinnahmen des 

Bundes (9,3%). Die Mehrwertsteuerbelastung 

auf den Individualverkehr beläuft sich auf rund 

3,3 Milliarden Franken (ESTV, 2024 u. 

Avenergy, 2023). Da die Automobilwirtschaft 

nicht von reduzierten Abgabensätzen 

profitiert, ist ihr Abgabenanteil an dieser 

Verbrauchssteuer gar überproportional.1 

Mineralölsteuer (2,6 Mrd. Fr.) 
Die Mineralölsteuer zählt zu den wichtigsten 

Einnahmequellen des Bundes. Durch die Steuer 

auf Treibstoffe werden jährlich rund 2,6 

Milliarden Franken eingenommen. Nur rund 

die Hälfte dieser Einnahmen fliesst 

zweckgebunden der Strasseninfrastruktur zu. 

Dieser Anteil ist aber variabel. Der Rest geht in 

den allgemeinen Bundeshaushalt und 

finanziert sachfremde Bereiche (BAZG, 2025).  

Mineralölsteuerzuschlag (1,7 Mrd. Fr.) 
Der Zuschlag zur Mineralölsteuer fliesst 

zweckgebunden in Fonds, die für den 

Strassenverkehr bestimmt sind. Die Einnahmen 

belaufen sich auf 1,7 Milliarden Franken (BAZG, 

2025).  

Autobahnvignette (400 Mio. Fr.) 
Die Autobahnvignette ist eine pauschale, 

jährlich anfallende Nutzungsgebühr für das 

Nationalstrassennetz von 40 Franken pro 

Fahrzeug. Ausgenommen sind LSVA-pflichtige 

Lastwagen. Sie generiert Einnahmen von über 

400 Millionen Franken pro Jahr, die 

zweckgebunden für den Bau und Unterhalt der 

Nationalstrassen eingesetzt werden. 

 

 

Schwerverkehrsabgabe (1,6 Mrd. Fr.) 
Die leistungsabhängige Schwerverkehrsabgabe 

(LSVA) gilt für schwere Nutzfahrzeuge über 3,5 

Tonnen und belastet den Gütertransport nach 

gefahrenen Kilometern und Emissionsklassen. 

Sie generiert rund 1,6 Milliarden Franken 

jährlich. Die Einnahmen werden zu etwa zwei 

Dritteln für die Strasseninfrastruktur und zu 

einem Drittel für den öffentlichen Verkehr 

verwendet. Damit ist die LSVA nicht nur ein 

Instrument zur Finanzierung, sondern auch zur 

Verlagerung des Güterverkehrs auf die 

Schiene. 

Motorfahrzeugsteuer (2,4 Mrd. Fr.) 
Die kantonal erhobene Motorfahrzeugsteuer 

richtet sich meist nach Gewicht, Leistung oder 

CO₂-Emissionen respektive Energieeffizienz-

Einstufung der Fahrzeuge. Insgesamt fliessen 

jährlich rund 2,4 Milliarden Franken in die 

Kantonskassen. Je nach Kanton gibt es 

unterschiedliche Regelungen, inwiefern das 

Geld wiederum dem Strassenverkehr 

zugutekommt. 

Sanktionsbeträge (0-500 Mio. Fr.) 
Klein- und Grossimporteure von 

Neufahrzeugen müssen gewisse CO2-Zielwerte 

bei der Inverkehrbringung einhalten. Werden 

diese verfehlt, werden Sanktionsbeträge 

gesprochen. Sind im Jahr 2023 die Zielvorgaben 

unter kostspieligen Anstrengungen insgesamt 

erreicht worden, ist durch die scharfe Zielwert-

Absenkung im Jahr 2025 bei gleichbleibender 

Nachfrage von Steckerfahrzeugen mit 

Sanktionsbeträgen von bis zu 500 Millionen 

Franken zu rechnen. Die Strafzahlungen 

fliessen zweckgebunden dem NAF zu (ASTRA, 

2024). Die meisten dieser Kosten werden aber 

bereits vorher von den Automobilimporteuren 

internalisiert.

 

 

 

1Ausnahme ist der Anteil biogenen Treibstoffs, der von der Mehrwertsteuer ausgenommen ist. Dieser macht 4,6 Prozent des Schweizer 

Gesamttreibstoffimports aus (Avenergy, 2025). 
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3. Ökonomische Einschätzung 

Tabelle 1: Volkswirtschaftliche Verzerrung 
Die folgende Harvey-Ball-Analyse bewertet die neun identifizierten Steuern und Abgaben anhand vier verschiedener Kriterien. Ebenso wird 

eine Einschätzung über die Entwicklung der künftigen Einnahmen abgegeben. 

 Zweckgebun
den 

Verursacherger
echt 

Technologieneu
tral 

Marktverzerr
end 

Einnahme
-

entwicklu
ng 

Mineralölsteuer ◑ ◑ ○ ◔ ↘ 
Mineralölsteuerzus
chlag ● ● ○ ◔ ↘ 
Automobilsteuer 
(exkl. EV) ● ◕ ○ ● ↘ 
Automobilsteuer 
(inkl. EV) ● ◕ ● ● ↗ 

Autobahnvignette ● ● ● ◔ ↗ 
Mehrwertsteuer ○ ○ ● ○ ↗ 
Sanktionen 
Zielwertverfehlung ● ◔ ○ ● ↗ 
Motorfahrzeugsteu
er (Kt u. Gmde) 

◕ ◕ ◕ ◔ ↗ 
Schwerverkehrsabg
abe ● ◑ ● ◑ ↗ 

● = 1 (vollständig erfüllt) ◑ = 0.5 (teilweise erfüllt) ○ = 0 (nicht erfüllt) 

Die Mineralölsteuer und der Mineralölsteuerzuschlag sind nur teilweise verursachergerecht und 

keineswegs technologieneutral; zumindest so lange nicht, bis eine entsprechende umfassende 

Energiebepreisung für die Mobilitätsanwendungen eingeführt wird. Während die Autobahnvignette, 

die Motorfahrzeugsteuer und die Schwerverkehrsabgabe in den vier Bereichen am ausgewogensten 

abschneiden, weist die Automobilsteuer eine starke Marktverzerrung auf. Die effektiv als Zoll 

fungierende Steuer greift angesichts der Industriezollabschaffung tief in den Markt ein. Die 

Mehrwertsteuer auf Treibstoff und im Transportwesen zeigt hingegen Technologieneutralität, ist 

jedoch weder zweckgebunden noch verursachergerecht ausgestaltet. Besonders problematisch sind 

die Sanktionen bei CO2-Zielwertverfehlung, die zwar zweckgebunden sind, aber durch fehlende 

Technologieneutralität und hohe Marktverzerrung herausstechen. Die indirekte und zeitverzögerte Art 

der Sanktionserhebung führt zu einem misslungenen Versuch der Angebotslenkung. Dieses Instrument 

greift weder am Ort noch am Zeitpunkt der Kaufentscheidung. Insgesamt stellt die Harvey-Ball-Analyse 

der Automobilsteuer und den Sanktionsbeträgen ein schlechtes Zeugnis aus. Sie bieten den grössten 

Hebel, durch eine Umstrukturierung volkswirtschaftliche Verzerrungen zu mildern. 
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4. Erdrückende Steuerlast 

Die Grössenordnung und Wichtigkeit der Schweizer Automobilwirtschaft, als drittgrösste 

Importwirtschaft, weckt Begehrlichkeiten. Es ist mittlerweile ein eindeutiger Auswuchs festzustellen. 

Der gebeutelte Wirtschaftszweig leidet unter der Abgaben- und Regulierungslast. Dass der 

Strassenverkehr seine eigenen Kosten decken soll, wird kaum 

ernsthaft bezweifelt. Der Kostendeckungsgrad liegt jedoch 

bei weit über 100 Prozent. Insgesamt belangen Bund, 

Kantone und Gemeinden die individuelle und gewerbliche 

Mobilität mit über 12,7 Milliarden Franken (siehe Abb. 1). 

Hinzu erlangen die drei Staatsebenen durch kleinere Entgelte 

oder Finanzeinnahmen, wie z.B. Liegenschaftseinnahmen 

und Investitionseinnahmen, weitere 990 Mio. Franken. Von all diesen Geldern fliessen lediglich 8,8 

Milliarden Franken zurück in den Strassenverkehr – mehr als 1,7 Milliarden davon in kaum 

nachvollziehbare Personalausgaben (EFV, 2024). Dadurch kommt der Kostendeckungsgrad der Strasse 

bei 156 Prozent zu liegen – weit über dem benötigten Niveau. Mit der Einführung einer 

Energiebepreisung und E-LSVA wird dieses Missverhältnis langfristig noch weiter ansteigen. 

Überbesteuerung des Automobils 

Der Schweizer Automobilsektor leidet unter der Überbesteuerung. Durch die Myriaden an 

Abgabentöpfen wird das wahre Ausmass der Steuerbelastung verschleiert. Die diffusen, vielzähligen 

Abgaben führen zu einer «Steuerillusion». Die Individuen schätzen ihre Steuerlast als zu gering ein 

(Blankart, 2011). Idealerweise würde der 

gebildeten Bürgerschaft Ende Jahr eine 

Rechnung präsentiert, um den eigenen 

Beitrag zum Funktionieren der öffentlichen 

Hand transparent einschätzen zu können. 

Vor diesem Hintergrund gilt 

herauszustreichen, dass mindestens neun 

verschiede Steuern oder Abgaben bestehen, 

die jeweils mehr als 100 Millionen Franken an 

Staatseinnahmen generieren. Würde der 

Staat die 12,7 Milliarden Franken auf eine 

Quelle konzentrieren, sähe man die 

Überbesteuerung der Automobilwirtschaft 

deutlich (siehe Tabelle 2). So würden sich die 

Abgaben auf Benzin um 1.15 Franken 

erhöhen und neu rund 2.1 Franken 

ausmachen. Diese käme einem Benzinpreis 

von rund 3 Franken gleich. Würde man 

hingegen die Fahrdistanzen besteuern, würden pro 100 Kilometer 14 Franken erhoben oder man 

müsste für den Führerausweis jährlich fast 2'000 Franken bezahlen. 

 

 

 

Strassenverkehr: 

12,7 Mrd. Fr. Steuerlast 

156% Kostendeckung 

Tabelle 2: Steuern und Abgabenlast 

Die Automobilwirtschaft gibt jährlich 12,7 Mrd. Fr. dem Fiskus ab. 

Würde man dies auf eine Quelle konzentrieren, käme folgendes 

zustande: 

Quelle: Eigene Berechnung, ASTRA, 2024b, Avenergy, 2024, BfS, 2024a, 

BfS, 2024b, BfS, 2024c 

(in Fr.) 
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Wo steuert der Bund hin? 

Ferner löst der Bund eigens geschaffene Zielkonflikte nicht. So träumt der Bundesrat von einem 50-

prozentigen Steckeranteil bei neuimmatrikulierten Fahrzeugen per Ende 2025, weitet aber im selben 

Atemzug die Automobilsteuer von 4 Prozent auf Elektrofahrzeuge aus (Bundesrat, 2023). Den 

Automobilimporteuren bricht die Nachfrage weg und darauffolgend werden diese mittels 

Sanktionszahlungen für das Verfehlen utopischer Zielwerte doppelt bestraft. Mit der Abschaffung der 

Industriezölle bleibt die Automobilsteuer als isolierter Zoll bestehen, was den Import von Fahrzeugen 

unnötig und einseitig verteuert. Die jüngste Ausweitung der Steuer auf Elektrofahrzeuge steht zudem 

im Widerspruch zu den Klimazielen des Bundes. Eine ersatzlose Abschaffung dieser Steuer wäre ein 

notwendiger Schritt, um sowohl die Marktverzerrung zu reduzieren als auch die Transformation zu 

emissionsärmeren Fahrzeugen zu fördern. 

Belastender Ausblick 

Die hohe Steuerbelastung wird künftig noch weiter zunehmen. Die LSVA soll verschärft und auf 

elektrisch angetriebene Lastwagen erhoben werden. Die gewerbliche Mobilität wird so nochmals 

deutlich stärker belastet. Doch auch die private Mobilität soll extensiver zur Kasse gebeten werden. 

Die angedachte «Ersatzabgabe» auf Elektrofahrzeuge soll erwartete Ausfälle der Mineralölsteuer 

ausgleichen. Die vom Bundesrat gewünschte Transformation hin zur Elektromobilität, wird dadurch 

weiter erschwert. Es entstehen in Zukunft eine noch höhere Abgabenlast und noch mehr 

Abgabentöpfe. 

5. Zunehmende Regulierungslast 

Ferner drohen etliche nicht-monetäre Belastungen für die Automobilwirtschaft. Durch die Annahme 

der Motion Gugger (22.3838) erhoffen sich die eidgenössischen Räte ein faktisches Verbot des 

Agenturmodells. Der geforderte «Nachweis einer signifikanten Ertragssteigerung» führt zu einem 

bürokratischen Überaufwand, ohne aber fairere Wettbewerbsbedingungen zu erzielen. Ähnliches gilt 

für die kürzlich an den Bundesrat überwiesene Motion Pfister (22.4544). Sie moniert eine angeblich 

intransparente Informationslage bei Abschluss eines Automobilleasings. Dabei wird verkannt, dass 

dem Leasingnehmer bereits jetzt bei Vertragsabschluss – per Gesetz – sämtliche 

entscheidungsrelevante Informationen vorliegen müssen. Des Weiteren führen die Neuerungen des 

Versicherungsaufsichtsgesetz (VAG) dazu, dass Garagisten neu hohe Hürden für das Angestammte 

Geschäft eines Verkaufspaketes, das eine Versicherungslösung enthält, überwinden müssen. Je nach 

Ausgestaltung muss eine Registrierungspflicht bei der Finma erfolgen. Herkömmliche Garagisten 

brauchen nun ein «Versicherungsvermittlungs-Zertifikat». Der Aufwand zur Zertifizierung und 

zweijährliche Rezertifizierung stehen in keinem Verhältnis zur realen Tätigkeit der Garagisten. Dies 

alles lässt den administrativen Aufwand durch ein Übermass an Bürokratie und Regulierung in die Höhe 

schnellen. Es sind zwar keine eigentlichen Abgaben, stellen aber doch eine unnötige Überbelastung 

der Automobilwirtschaft dar. 

 

«Staatliche Wirtschaftsprinzipien lauten: Bewegt es sich, 

besteuere es. Bewegt es sich noch immer, reguliere es. Und hört es 

sich auf zu bewegen, subventioniere es.»     

        - Ronald Reagan 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20223838
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20224544
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2005/734/de
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6. Fazit 

Durch das knappe Nein zur Engpassbeseitigung (STEP-Vorlage) und die Vermischung mit 

Immigrationsfragen haben dringend benötigte Infrastrukturausbauten einen schweren Stand (BK, 

2024). Der Mittelbedarf des NAF dürfte somit mittelfristig sinken. Es ist deshalb gerechtfertigt, die 

Zahlungsströme des NAF ebenfalls abzusenken. Die Vielzahl unterschiedlichster Abgabentöpfe sowie 

die Höhe der Steuern gilt es deutlich zu verringern. 

Ökonomisch am stossendsten ist dabei die Automobilsteuer (vgl. Tabelle 1). Sie ist durch die 

Abschaffung sämtlicher anderer Industriezölle zu einem alten Zopf verkommen. Die Ausweitung auf 

Elektrofahrzeuge hat der Transformation hin zu emissionsarmen Antrieben zusätzlich geschadet. Wir 

fordern deshalb die ersatzlose Streichung des Automobilsteuergesetzes (AStG). Es wäre ein erster 

Schritt, den Wildwuchs an Steuern auf die Automobilwirtschaft zu entflechten. Durch die 

Zweckgebundenheit des Zolls würde der allgemeine Bundeshaushalt auch nicht belastet werden. Für 

die Automobilwirtschaft würde aber ein administrativer und fiskalischer Aufwand wegfallen. Diese 

Abschaffung würde den notwendigen Wandel hin zu einer emissionsärmeren Mobilität ebnen. 

 

 

7. Kernforderungen 

▪ Wildwuchs eindämmen: Mehr als neun verschiedene Quellen werden von Bund und Kantonen 

besteuert. Dies verschleiert jegliche Übersicht über die Abgabenlast der Automobilwirtschaft. 

Die Anzahl Steuern gilt es zu reduzieren. 

 

▪ Belastung reduzieren: Die Automobilwirtschaft leidet an einer Überbesteuerung. Über 12,7 

Milliarden Franken müssen jährlich entrichtet werden. Die Automobilwirtschaft leistet mehr 

als den fairen Anteil. Der Kostendeckungsgrad von 156% zeigt sich mittlerweile als zu 

belastend. 

 

▪ Zielkonflikte lösen: Der Bundesrat forciert eine Transformation hin zu Elektrofahrzeugen. 

Importeure werden bei Zielwertverfehlungen hart sanktioniert. Gleichzeitig verteuert der 

Bundesrat die Einfuhr von Elektrofahrzeugen mit der Ausweitung der Automobilsteuer 

unnötigerweise. Dieser Zielkonflikt muss dringend gelöst werden. 

 

▪ Automobilsteuer abschaffen: Der faktische Zoll ist äusserst marktverzerrend und kaum 

verursachergerecht. Die Abschaffung der Automobilsteuer ist überfällig. Gleichzeitig würde sie 

den Wildwuchs an Abgaben eindämmen sowie die Höhe der Abgabenlast reduzieren. 

  

https://strasseschweiz.ch/step-ausbauschritt-2023/
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1996/3045_3045_3045/de
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